euß: Regierung zu Frankfurt O. 
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Fu arte Kündigung des Reſtes der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Stammaktien S. 215. Aus reichung neuer 
Zinsſcheine zu den Schuldverſchreibungen der 3½ vormals 4% Reichsanleihe von 1892 und der 3½ 0% Reichs⸗ 


1 anfeipe: han 155 u — Pol 
ur Frelleaung des Königl. Schloſſes in Koni 
ebernahme der Geſchüfte DER Deichtnfpetiorg f 


Jagd 8.218. , Bezeichnung der 
Bekanntmachungen der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden. 8 
), Alle noch umlaufenden, bisher nicht 
ausgeloſten 4% igen Stammaktien der Nieder⸗ 


ae den e Eiſenbahn zu 100 Taler 


werden den Inhabern zum 1. Januar 1905 mit 


der Aufforderung gekündigt, die baren Kapital⸗ 


beträge vom 15. Dezember 1904 ab gegen 
Quittung und Rückgabe der Aktien bei der 


Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe, hier W.8, Tauben⸗ 


ſtraße 29, zu erheben. 4 
. Die Zahlung erfolgt von 9 Uhr vormittags bis 
1 Uhr nachmittags, mit Ausſchluß der S 


Monals. i 
Die Einlöſung geſchieht auch bei ſämtlichen 


Regierungshauptkaſſen und in Frankfurt a. M. bei 


der Königlichen Kreiskaſſe. 


Prüfung und Feſtſtellung der Stücke durch dle 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe erfolgt ſodann die 


Barzahlung bei dieſen Stellen gleichfalls vom 


15. Dezember ab. 


ie hierdurch gekündigten Stammaktien wer⸗ 
den vom 1. Januar 1905 ab nicht mehr verzinſt. 
Formulare zu den Quittungen werden von den 


Einlöſungsſtellen unentgeltlich verabfolgt. 

Berlin, den 1. Jult 1904. 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
I. 1222. Hoffmann. 
zu den Schuldverſchreibungen der 3½ vormals 
kprozentigen deutſchen Neichsanleihe von 1882 
und Reihe IV Nr. 1 bis 20 zu den Schuldver⸗ 


chreibungen der 3½ prozentigen deutſchen Reichs⸗ 


anleihe von 1886 über die Zinſen für die 


zehn 
Jahre vom 1. Oktober 1904 


bis 30. September 


1914 nebſt den Erneuerungsſcheinen für die fol⸗ 
gende Reihe werden von der Königlich Preußtſchen 
Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, S. W. 68, 


k chm } Sonn⸗ und 
eſttage und der beiden letzten Geſchäftstage jedes 


5 1 
(2) Die Zinsſcheine Reihe J Nr. 1 bis 20 


0 0 über das Meldeweſen S. 216, — Veranſtaltung zweier Geldlotterien 
berg i. Pr. und zur Wiederherſtellung des Domes daſelbſt S. 213. — 

5 Ir den Verband oberhalb und unterhalb Fürſtenberg durch den König⸗ 
Nach Baurat Labſien S. 248. — Eröffnung der Präparanden⸗Nebenkurſe in J 
Erkennungsnummern für Kraftfahrzeuge für den Regierungsbezirk Arnsberg S. 218. — Eröffuung 


doachimsthal und Prenzlau S. 218. — 
der diesjährigen 


Poſtanſtalt Cottbus — Sandow S. 218, — Perſonalnachrichten S. 218. 
Oranienſtraße 92/94 unten links, vom 1. Septem⸗ 


ber d. Is. ab werktäglich von 9 Uhr vormittags 
bis 1 Uhr nachmittags mit Ausnahme der drei 
etzten Geſchäftstage jedes Monats, ausgereicht werden. 

Die Zinsſcheine ſind entweder bei der 
Kontrolle der Staatspapiere am Schalter in 
Empfang zu nehmen oder durch die Reichs⸗ 
bankhauptſtellen, die Reichsbankſtellen und die 
mit Kaſſeneinrichtung verſehenen Neſchsbauk⸗ 
nebenſtellen, ſowie durch dieſenigen kaiſerlichen 


Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich eine der vör⸗ 


gedachten Bankanſtalten nicht befindet, zu be 
ziehen. 19 „ N jun 
Wer die Zinsſcheine bei der Kontrolle der 
Staatspapiere zu empfangen wünſcht, hat per⸗ 


ſönlich ober durch einen Beauftragten die zur Ab⸗ 


hebung der neuen Reihe berechtigenden Erneuorutigs⸗ 


a ſcheine (Zinsſcheinanweiſungen) der genannten Kontrolle 
Dieſen Stellen können die Aktien ſchon vom 
17. November d. Is. ab eingereicht werden; nach 


mit einem Verzeichniſſe zu übergeben, zu welchem 
Formulare ebenda unentgeltlich zu haben find. Für jede 
Anleihe iſt ein beſonderes Verzeichnis aufzustellen. 
Genügt dem Einreicher eine numerierte Marke als 
Empfangsbeſcheinkgung, ſo ift das Verzeichnis einfach; 
wünſcht er eine ausdrückliche Beſcheinigung, ſo iſt 63 
doppelt vorzulegen. Die Marke oder Empfangs⸗ 
beſcheinigung ijt bei der Ausreichung der neuen Zins⸗ 
ſcheine zurückzugeben. f 0 

Durch die Poſt find die Ernenerungsſcherne 
an die Kontrolle der Staatspapiere nicht ein⸗ 
zuſenden, da dieſe ſich in Bezug auf die Zinsſchein⸗ 
ausreihung mit den Inhabern der Scheine nicht in 
Schriftwechſel einlaſſen kann. ef ige 

Wer die Zinsſcheine durch eine der obel⸗ 
genannten Bankanſtalten oder Oberpoſtkaſſen beziehen 
will, hat dieſer Stelle die Erneuerungsſcheine für 
jede Anleihe mit einem doppelten Verzeichnis einzu⸗ 
reichen. Das eine Verzeichnis wird, mit einer 
Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſogleich zurückge⸗ 
geben und iſt bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder 
abzuliefern. Formulare zu dieſem Verzelchniſſe find 
bei den Ausrelchungsſtellen unentgeltlich zu haben. 
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Der Einreichung der Schuldverſchreibungen 
bedarf es zur Erlangung der neuen Zinaſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden gekommen 
find; in dieſem Falle find die Schuldverſchreibungen 
an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der 
genannten Bankanſtalten und Oberpofifafjen mittels 
befonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 20. Auguſt 1904. 
Reichsſchuldenverwaltung. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 

(J Polizeiverordnung über das Meldeweſen. 

Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195 ff.) und der 
88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 266 ff.) 
wird unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für 
den Umfang des Regierungsbezirkes Frankfurt a. O. 
unter Aufhebung der Polizelverordnung vom 
24. Juli 1874 (Amtsbl. S. 187/188 folgende 
Polizeiverordnung erlaſſen: 

1. Wer ſeinen Wohnſitz oder dauernden 
Aufenthalt in einem Gemeinde⸗ oder Gutsbezirk 
aufgiebt, ift verpflichtet, ſofern beſondere Hinderungs⸗ 
gründe nicht vorliegen, vor dem Abzuge, anderen 
Falls ſpäteſtens 6 Tage nach dem Abzuge, ſich und 
die zu feinem Hausftanbe gehörigen Perſonen, welche 
an dem Abzuge teilnehmen, perſönlich oder ſchriftlich, 
auf dem platten Lande bei dem Gemeinde⸗ bezw. 
Gutsvorſteher, in den Städten bei der Polizei⸗ 
verwallung abzumelden und hierbei denjenigen Ge⸗ 
meinde⸗ oder Gutsbezirk anzugeben, wohin er zu 
verziehen beabſichtigt. 

Der gleichen Abmeldepflicht iſt derjenige unter⸗ 
worfen, welcher ſeinen bisherigen Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthaltsort, ohne ihn aufzugeben, 
verläßt, um in einem anderen Gemeinde⸗ oder 
Gutsbezirke vorübergehend mit der Abſicht Wohnung 
u nehmen, dort des Erwerbes wegen in Be⸗ 
ſchaflgung zu treten. Verläßt er dieſen vorüber⸗ 
ehenden Wohnungsort dauernd, ſo hat er ſich da⸗ 
ſelbſt abzumelden. 

Auf Verlangen hat ſich der Abmeldende über 
feine Identität auszuweiſen. 

Eine Abmeldung auf Wanderſchaft iſt zuläſſig. 
Ueber die Abmeldung wird eine Beſcheinigung erteilt. 

§ 2. Wer in einem Gemeinde- oder Guts⸗ 
bezirke ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt 
nehmen will, iſt verpflichtet, binnen 6 Tagen nach 
dem Anzuge ſich und die zu ſeinem Hausſtande ge⸗ 
hörigen Perſonen, welche an dem Umzuge teilnehmen, — 
falls er aus einem Orte zuzieht, in welchem die 
Erteilung von Abmeldebeſcheinigungen vorgeſchrieben 
iſt, unter Vorlegung ſeiner Abmeldebeſcheinigung — 
perſönlich oder ſchriftlich, auf dem platten Lande 
bei dem Gemeinde⸗ bezw. Gutsvorſteher, in den 
Städten bei der Polizeiverwaltung anzumelden und 


auf Erſordern über ſelne perſönlichen Verhältniſſe 
und die der mit ihm anziehenden Perſonen ſeines 
Hausſtandes Auskunft zu geben. 

Perſonen, welche aus einem Orte zuziehen, in 
welchem die Erteilung von Abmeldebeſcheinigungen 
nicht vorgeſchrieben ift, haben ſich in anderer Weiſe 
über ihre Identität genügend auszuweiſen. 

Der gleichen Anmeldepflicht iſt berjenige unter» 
worfen, welcher feinen bisherigen Wohnſiß oder 
dauernden Aufenthalt, ohne ihn aufzugeben, ver⸗ 
laſſen hat und in einem anderen Gemeinde⸗ oder 
Gutsbezirk vorübergehend Wohnung nimmt, um 
dort des Erwerbes wegen in Beſchäftigung zu 
treten. Nach feiner dauernden Rückkehr in ſeinen 
Wohnſitz oder dauernden Aufenthaltsort hat er ſich 
dort wieder anzumelden. 

Ueber die erfolgte Anmeldung iſt eine Be⸗ 
ſcheinigung zu erteilen. 

3. Wer in einem ſtädtiſchen Gemeinde⸗ 
bezirke ſeine Wohnung wechſelt, iſt verpflichtet, dies 
unter Angabe ſeiner neuen Wohnung binnen 6 
Tagen der Polizeiverwaltung anzuzeigen. 

Ueber die erfolgte Anzeige wird auf Wunſch 
eine Beſcheinigung erteilt. 

Zu den in den 88 1—3 vorgeſchrlebenen 
Meldungen iſt auch — und zwar innerhalb eines 
Zeitraumes von 8 Tagen nach dem Abzuge oder 
Anzuge — verpflichtet, wer als Vermieter, Schlaf⸗ 
ſtellenhalter oder in ſonſtiger Weiſe die dort ger 
nannten Perſonen aufgenommen hat, ſofern er ſich 
nicht durch Einſicht der polizeilichen Beſcheinigungen 
von der geſchehenen Meldung Ueberzeugung ver⸗ 
ſchafft hat. 

§ 5. Weitergehende in Anſehung örtlicher 
Verhältniſſe erlaſſene oder noch zu erlaſſende Polizei 
verordnungen für einzelne Teile des Regierungs⸗ 
bezirkes, ſowie Meldevorſchriften für beſondere Ver⸗ 
hältniſſe, z. B für Gaſtwirte, für Ausländer ulm., 
werden durch dieſe Verordnung nicht berührt. 

8 6. Uebertretungen dieſer Polizeiverordnung 
werden, ſofern nicht geſetzliche Strafvorſchriften An⸗ 
wendung zu finden haben, mit Geldſtrafe bis zu 
60 Mk. beſtraft, an deren Stelle im Falle des 
Unvermögens Haft tritt. 

8 7. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem 
1. Oktober d. Js. in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 29. Auguſt 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

I A. 6103. 11/04. 
Aus führungsbeſtimmungen 

zur Poltzeiverordnung über das Meldeweſen. 

Zur Ausführung der vorſtehenden Polizeiver⸗ 
ordnung über das Meldeweſen beſtimme ich folgendes: 

1. Die Meldebehörde eines Anzugsortes hat der 
Meldebehörde des Abzugsortes von jeder nach Maß⸗ 
Gu der obigen Anmeldevorſchriften bei ihr erfolgten 

nmeldung in allen denjenigen Fällen ſofort Nach⸗ 
in denen ſich den Umſtänden 


richt zu geben, 
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nach annehmen läßt, daß die Meldebehörde des nicht angegeben iſt oder der angegebene mit 
Abzugsortes über den Ort, wohin der Abziehende dem neuen Aufenthaltsorte nicht übereinſtimmt. 
ſich begeben hat, nicht unterrichtet iſt, d. h. jedes⸗ Die Benachrichtigung iſt ſtets an die Melde⸗ 
mal wenn: behörde des letzten Wohnortes oder dauernden 
1. ſich jemand ohne Vorlegung einer Abmelde⸗ Aufenthaltsortes und nicht an die eines letzten 
beſcheinigung anmeldet, vorübergehenden Aufenthaltsortes zu richten. Sie 


2. in der Abmeldebeſcheinigung entweder ein Ort, hat brieflich oder mittels einer Poſtkarte nach 
wohin die Abmeldung erfolgt iſt, überhaupt! folgendem Vordruck zu geſchehen: 


u Aufenthalte meldete ſich amm 


mit * 1 
dne Famille hier für — Straße Nr. an. 


Name Geburts⸗ | 
und Vorname | Monat Jahr Geburtsort und Kreis 


1 25 


de n IN en. rk. f 


Bisheriger 0 Wos ** 


Beſondere Erſuchen und Mitteilungen:“ 
— (Fakultativ) — 


—— . — — 
Falls vorſtehende Angaben in weſentlichen Punkten für unrichtig erachtet werden ſollten, wird um 


baldgefällige Nachricht erſucht. 


N een 
Stempel der Meldebehörde. 
> Anmerkung: 
Falls „Postkarte“ nur dann, wenn ſolche zur unverſchloſſenen Verſendung geeignet ſind. 


d 
Auf genaueſte Ausfüllung des Textvordruckes II. Die Meldebehörde des Abzugsortes hat der 
— insbeſondere auf das Durchſtreichen des Nicht: | Meldebehörde des Anzugsortes gemäß dem Schluß⸗ 
zutreffenden — iſt größte Sorgfalt zu verwenden. ſatze des Vordruckes pünktlich und gewiſſenhaft Nach⸗ 
Im Bedarfsfalle können noch beſondere Erſuchen richt zu geben, falls die Benachrichtigung der letzteren 
und andere Mitteilungen an die Meldebehörde des] (vergl. zu I) in weſentlichen Punkten unrichtig iſt. 
Abzugsortes beigefügt werden, wobei jedoch bei der III. Zur Beſcheinigung der Abmeldung iſt ein 
Benachrichtigung durch offene Poſtkarte in jedem nachſtehendem Vordrucke genügendes Formular zu 
Falle darauf zu achten iſt, ob der Zuſatz ſich inhaltlich | benutzen, gegen deſſen Ergänzung durch einige 
zur unverſchloſſenen Verſendung durch die oft | weitere Spalten, welche ſich praktiſch bewährt haben, 
eignet. (Vergl. Fußnote des Vordruckes.) jedoch nichts zu erinnern iſt. 
Abmeldeſchein 
Straße) . (Haus⸗Nr.) Kreis 
. verziehende Perſonlen). 


4 


1. 3 5. 6. 8. 
Namen Stand N Ob ledig, 
Nr und Vornamen be wi want weben Zuſätze und 
- der (s 2 & verwitwe 
A Gewerbe Kreis hörigkeit oder Bemerkungen. 
geſchieden 


(Ort, Datum des 


(Na 
me und Stand des zur Abzugs.) 


Meldung Verpflichteten.) 


| 
Frankfurt a. O., den 29. Auguſt 1904. Der Regierungspräſident. von Dewitz. 


2) Des Königs Majeſtät haben mittels Aller⸗ 
hoͤchſten Erlaſſes vom 22. Dezember 1902 die Ver⸗ 
anſtaltung einer Geldlotterie zur Freilegung des 
Königlichen Schloſſes in Königsberg i. Pr. ſowie 
mittels Allerhöchſten Erlaſſes vom 9. Auguſt d. J. 
die Veranſtaltung einer ſolchen zur Wiederherſtellung 
des Domes daſelbſt und den Vertrieb der Loſe beider 
Lotterien im ganzen Umfange der Monarchie zu 
genehmigen geruht. Beide Lotterten werden gemein⸗ 
ſam in ſechs Serien (8—13) mit je 220930 Loſen 
zum Preiſe von 3 M. für das Los einſchließlich der 
Reichsſtempelabgabe geſpielt. Die Zahl der Gewinne 
beträgt in jeder Serie 10169 im Geſamtbetrage 
von 236400 M. Die erſte Ziehung findet vom 
15. bis 17. September d. J. ſtatt. 
Frankfurt a. O., den 20. Auguſt 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(3) Der Waſſerbauinſpektor, Königl. Baurat 
Labſien zu Frankfurt a. O. iſt zum Deichinfpeftor 
des Deichverbandes oberhalb Fürſtenberg für eine 
Dienſtperiode von 12 Jahren, beginnend mit dem 
1. September d. Js., gewählt und beſtätigt worden. 
Frankfurt a. O., den 26. Auguſt 1904. 
Der Regierungspräſidenl. von Dewitz. 
(4) Der Waſſerbauinſpektor, Königl. Baurat 
Labſien zu Frankfurt a. O. iſt zum Deichinſpektor 
des Deichverbandes unterhalb Fürſtenberg für eine 
Dienſtperiode von 12 Jahren, beginnend mit dem 
1. September d. J., gewählt und beſtätigt worden. 
Frankfurt a. O., den 26. Auguſt 1904. 
Der Regierungspräfident: von Dewitz. 


(5) Zum Beginn des bevorſtehenden Winter⸗ 
halbjahrs, am 1. bezw. 15. Oktober d. Js. werden 
zwei außerordentliche Präparanden⸗Nebenkurſe in 
Joachimsthal und Prenzlau eröffnet werden. Wir 
lenken die Aufmerkſamkeit der Eltern, deren Söhne 
den Lehrerberuf wählen wollen, auf die hiermit 
dargebotene günſtige Gelegenheit zum Eintritt in 
ihre Ausbildung. Anmeldungen ſind an das König⸗ 
liche Provinzial-Schulfollegium in Berlin W. 9, 
Linkſtraße 42 zu richten. 

Frankfurt a. O., den 28. Auguſt 1904. 

Königliche Regierung; 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

J. B.: Klapp. 

(6) Dem Regierungsbezirk Arnsberg Buch⸗ 
ſtabe X ſind noch die Erkennungsnummern 1501 
bis 2000 für die Kraftfahrzeuge zugeteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 25. Auguſt 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
Bekanntmachung des Bezirksausſchuſſes 
zu Frankfurt a. O. 

Durch den im Amtsblatt der hieſigen Re⸗ 

gierung Seite 190 unterm 20. Juli 1904 ver⸗ 


den Regierungsbezirk Frankfurt ä. Oder uls Tag 
der Eröffnung der diesjährigen Jagd enz 
1. auf Rebhühner, ſchottiſche Moorhühner 
und Wachteln der 20. Auguſt. 
2. auf Hafen, Auer⸗, Birk⸗ und Faſanenhennen, 
ſowie auf Haſelwild der 15. September 
feſtgeſetzt worden. . 
Bereits durch die im Amtsblatt Seite 203 
veröffentlichte diesſeitige Bekanntmachungvoms Auguft 


d. Is. iſt der vorſtehend mitgeteilte Beſchluß infolge 


Inkrafttretens des neuen Wilbdſchongeſetzes vom 
14. Juli 1904 inſoweit für hinfällig erklärt worden, 
als durch das Geſetz ſelbſt sure | 
1. die Eröffnung der Jagd auf Haſen auf 
den 1. Oktober und 
2. diejenige der Jagd auf Auerhennen auf 
den 1. Dezember 
feſtgeſetzt worden iſt. 
Ferner weiſe ich darauf hin, daß durch das 
neue Geſetz unter entſprechender Abänderung des 


Eingangs genannten Beſchluſſes 


die Eröffnung der Jagd auf Birk⸗ und 
Haſelwild erſt auf den 16. September 
feſtgeſetzt iſt. 5 l 
Zugleich ſetze ich gemäß § 3 deſſelben Geſetzes 
die Eröffnung der Jagd auf Faſanen⸗ 
Hähne und ⸗Hennen auf den 30. Sep⸗ 
tember d. s. 1 
feſt. N 1 
Frankfurt a. O., den 28. Auguſt 1904. 
Namens des Bezirksausſchuſſe : 
Der Vorſitzende. von Dewitz. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poftdireftion zu Frankfurt a. O. 
Die Poſtanſtalt in Colibus⸗Sandow führt 
fortan die Bezeichnung „Cottbus 3. 
Frankfurt (Oder), den 26. Auguſt 1904. 
Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion. 
Perſonal⸗Chronik. . 

(1) Zum 1. November 1904 find als Förſter 
angeſtellt: 1. Hilfsförſter Kreuzberg zu Marienwalde, 
Oberförſterei Marienwalde, in Pätznickerie, Ober⸗ 
förſterei Regenthin; 2. Hilfsförſter Weiſe zu Klein⸗ 
Lubolz, Oberförſterei Lübben, in Kirchenſee, Ober: 
förſterei Lublathflleß. 

(2) Im Kreiſe Königsberg N.⸗M. iſt wieder⸗ 
ernannt worden: der Eigentümer Robert Raabe in 
Alt⸗Reetz zum Amtsvorſteher-Stellvertreter für den 
Amtsbezirk 24 Reetz. ne. 

(3) Im Kreiſe Landsberg a. MW. find ernannt 
worden: der Gutsbeſitzer Thiemann in Hagen zum 
Amtsvorſteher für den 32. Amtsbezirk Altenſorge, 
der Rittergutsbeſitzer von Klitzing zum Amtsvorſteher 
und der Eigentümer Block in Neu⸗Diedersdorf zum 
Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den 7. Amtsbezirk 


öffentlichten Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt für 


Charlottenhof. 


Redigtert im Büreau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


